	
	Regierungsrat



[image: image1.jpg]Kanton Zug




	Seite 8/8



VERWALTUNGSEXTERNES VERNEHMLASSUNGSVERFAHREN

Erläuternder Bericht zur Änderung der Verordnung zum Schulgesetz vom 28. Mai 2013
1. Ausgangslage 
Der Regierungsrat erlässt nach § 47 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Zug vom 31. Januar 1894 (BGS 111.1) die notwendigen Verordnungen. Die Verordnung zum Schulgesetz vom 7. Juli 1992 (SchulV; BGS 412.111) vollzieht das Schulgesetz vom 27. September 1990 (SchulG; BGS 412.11). Die Änderung des Schulgesetzes betreffend Bereinigung (Vorlage Nr. 2198; nachfolgend nSchulG), welche der Kantonsrat in 1. Lesung am 21. März 2013 beschlossen hat, wirkt sich auf diese Verordnung aus. Sie ist entsprechend anzupassen. 
2. Die einzelnen Bestimmungen

§ 1 Abs. 2 - Geltungsbereich

In diesem Absatz wird keine inhaltliche Änderung vorgenommen; er wird lediglich terminologisch angepasst. 
§ 2 Abs. 2 und 3 - Bezeichnungen und Begriffe
Die Änderungen in diesen beiden Absätzen vereinheitlichen Begrifflichkeiten und beseitigen Doppelspurigkeiten.

In der Schulgesetzgebung wird neu einheitlich der Begriff "Erziehungsberechtigte" verwendet, weshalb Absatz 2 anzupassen ist. Zudem ist der Begriff "der Inhaber oder des Inhabers der elterlichen Sorge" fast am Schluss des Absatzes ersatzlos zu streichen. Gemäss Art. 300 ZGB werden allenfalls abweichende Anordnungen von den zuständigen Behörden, nicht aber von den sorgeberechtigten Eltern getroffen. In Absatz 3 wird der ebenfalls im Schulgesetz verwendete Begriff "Kindergartenstufe" anstelle von "Vorschulstufe" verwendet (siehe dazu auch Ziffer 2.2.1 nSchulG).
§ 3 Abs. 1, 3 und 4 - Einschreibung / Anmeldung

Die Änderung in Absatz 1 dient zunächst der einheitlichen Terminologie in der Schulgesetzgebung. In der zugerischen Schulgesetzgebung ist der Rektor, die Rektorin verantwortlich, dass die schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen beschult werden. Gemäss § 5 Abs. 3a nSchulG haben die Erziehungsberechtigten den Rektor zu informieren, wenn sie ihr Kind nicht an einer öffentlich-rechtlichen Schule unterrichten lassen. Deshalb ist vorliegend der Begriff "Rektorat" durch "Rektor" zu ersetzen. Zudem ist zu ergänzen, dass auch die von der Direktion für Bildung und Kultur bewilligte Privatschulung mitzuteilen ist. Die Möglichkeit, dass die Erziehungsberechtigten eine Aufschiebung der Schulpflicht beantragen können, wurde bei der Schulgesetzrevision per 1. August 2007 mit der Einführung des obligatorischen Kindergartenjahres irrtümlicherweise nicht angepasst. Sie bezieht sich immer noch auf die vormalige Regelung, wonach der Schuleintritt mit dem Eintritt in die 1. Klasse der Primarschule bzw. mit dem Übertritt vom Kindergarten in die Primarschule erfolgte. Absatz 1 ist deshalb entsprechend anzupassen. 
§ 9 Abs. 1 nSchulG sieht neu vor, dass der Aufenthaltsort einer Schülerin, eines Schülers der Schulort ist. In Absatz 3 wird der Aufenthaltsort umschrieben. Es handelt sich dabei um denjenigen Ort, an welchem das Kind unter der Woche regelmässig bzw. mehrheitlich übernachtet. Kinder, welche bei Pflegeeltern oder in einem Kinderheim leben, besuchen die gemeindliche Schule unentgeltlich am Ort, wo die Pflegeltern wohnen bzw. wo sich das Kinderheim befindet. Kinder von getrennt lebenden oder geschiedenen Erziehungsberechtigten, welche von Montag bis Freitag sowohl bei der Mutter wie auch beim Vater übernachten und deren Eltern in verschiedenen Gemeinden wohnen, haben ihren Aufenthaltsort an demjenigen Ort, an welchem sie mehrheitlich übernachten. Sie besuchen dort die gemeindliche Schule. 
In Absatz 4 wird festgehalten, dass der Aufenthaltsort eines Kindes auch für den Besuch des freiwilligen Kindergartens massgebend ist. Diese Bestimmung war bisher in Absatz 3 geregelt. 

§ 4 Abs. 2a und 3 - Aufnahme

Die kantonale Schulgesetzgebung kennt keine Bestimmungen und Vorgaben für die Gemeinden in Bezug auf den freiwilligen Kindergarten. Deshalb wird im neuen Absatz 2a klärend festgehalten, dass die Gemeinden die Aufnahme von Kindern in den freiwilligen Kindergarten regeln. 

Absatz 3, welcher das Vorgehen für die Bewilligung eines späteren Schuleintritts festhält, ist aufzuheben. Auch diese Bestimmung wurde bei der Schulgesetzrevision per 1. August 2007 mit der Einführung des obligatorischen Kindergartenjahres irrtümlicherweise nicht angepasst. Für den Eintritt in den obligatorischen Kindergarten (Schuleintritt) ist § 6 Abs. 1 SchulG massgebend. Demnach haben Kinder, die bis Ende Februar das fünfte Altersjahr erfüllen, auf Beginn des folgenden Schuljahres den obligatorischen Kindergarten zu besuchen. Erfüllen sie bis Ende Mai das fünfte Altersjahr, sind sie zum Eintritt in den obligatorischen Kindergarten berechtigt. Weitere Bestimmungen sind diesbezüglich nicht nötig. 

§ 4a - Übertritt nach dem obligatorischen Kindergarten

Nach § 26 Abs. 1 nSchulG erfolgt nach dem Besuch des obligatorischen Kindergartens der Übertritt in die Primarstufe. In besonderen Fällen kann auf Gesuch der Erziehungsberechtigten oder der Kindergartenlehrperson und nach deren Anhörung eine Wiederholung des obligatorischen Kindergartens durch die Rektorin, den Rektor bewilligt werden (§§ 26 Abs. 2 in Verbindung mit 63 Abs. 4 Bst. h nSchulG). Schon bisher führte die Kindergartenlehrperson mit den Erziehungsberechtigten ein Gespräch auf der Grundlage eines kantonal einheitlichen Beobachtungs- und Beurteilungsbogens, welcher sowohl von der Lehrperson wie auch den Erziehungsberechtigen ausgefüllt wurde. Auf Verordnungsstufe soll neu in § 4a Abs. 1 dieses Vorgehen festgehalten werden. 
§ 5 Abs. 1 und 2 - Schulaustritt

Materiell werden diese beiden Absätze nicht geändert. Es handelt sich lediglich um terminologische Anpassungen (Erziehungsberechtigte anstelle von Eltern). 

§ 6 Abs. 1, 2 und 3a - Unterrichtspflichtpensum

Im Bericht und Antrag des Regierungsrates zur Änderung des Schulgesetzes (Bereinigung) vom 20. November 2012 (Vorlage Nr. 2198.1 - 14194) wurde der Begriff "Unterrichtszeit" erläutert und geklärt. Die Unterrichtszeit bezeichnet die Uhrzeit, an denen an einer Schule Unterricht stattfindet. § 6 SchulV regelt das Unterrichtspflichtpensum. Darunter ist die wöchentliche Stundenzahl zu verstehen, an denen die Schülerinnen und Schüler den Unterricht zu besuchen haben. Deshalb ist die Marginale neu zu benennen. 

In Absatz 1 wird das Wort "maximal" gestrichen. Der Bildungsrat erlässt in Berücksichtigung des wöchentlichen Pflichtpensums die für die Gemeinden verbindlichen Stundentafeln. Es bleibt somit für die Gemeinden kein Raum, für die Schülerinnen und Schüler der einzelnen Klassen von dem vom Regierungsrat vorgeschriebenen Pflichtpensum abzuweichen. 
Die Änderung von Absatz 2 orientiert sich am geänderten Schulgesetz. Nachdem die Verpflichtung der Gemeinden auf der Kindergartenstufe am Vormittag eine Auffangzeit von 15 Minuten anzubieten, neu in § 11a Abs. 4 nSchulG und damit bereits auf Gesetzesstufe festgeschrieben ist, wird sie in der Verordnung nicht mehr wiederholt. 
Die individuelle Förderung der Schülerinnen und Schüler gilt nach § 6ter Abs. 3 des Gesetzes über das Dienstverhältnis und die Besoldung der Lehrpersonen an den gemeindlichen Schulen (Lehrpersonalgesetz) vom 21. Oktober 1976 (LPG; BGS 412.31) für die Lehrperson als Unterrichtszeit. Zur Präzisierung ist in Absatz 3a neu festzuhalten, dass die individuelle Förderung nicht im Pflichtpensum der Schülerinnen und Schüler berücksichtigt ist.

§ 7 Abs. 1 - Kooperative Oberstufe

Gestützt auf die Änderung des Reglements über die Promotion an den öffentlichen Schulen vom 5. Juni 1982 (BGS 412.113), welche der Bildungsrat in 2. Lesung am 20. März 2013 beschlossen hat, werden die Niveaukurse auch in Französisch bereits mit dem Beginn des Schuljahres auf der Sekundarstufe I geführt. Deshalb ist Absatz 1 anzupassen, welcher den Gemeinden vorschreibt, dies spätestens ab dem 2. Semester der 1. Klasse auf der kooperativen Oberstufe vorzunehmen. 

§ 8 Abs. 1, 2 und 3 Bst. d - Schulversuche

Absatz 1 und 2 wurden neu in § 15 Abs. 4 nSchulG überführt, weshalb sie hier aufgehoben werden können. In Absatz 3 Bst. d wurde lediglich eine begriffliche Anpassung vorgenommen (Erziehungsberechtige anstelle von Eltern). 
§ 8bis Abs. 1 Bst. b, 2 und 3 - Schulaufsicht 
Mit der Änderung des Schulgesetzes (Bereinigung) werden die gesetzlichen Grundlagen für die Bewilligung der Privatschulung durch die Direktion für Bildung und Kultur geschaffen. Direktionsintern wird diese Aufgabe von der Abteilung Schulaufsicht, welche beim Amt für gemeindliche Schulen angesiedelt ist, wahrgenommen. Weil die Aufgaben der Schulaufsicht in der Schulverordnung abgebildet sind, sind sie in Abs. 1 Bst. b und in Abs. 2 mit denjenigen, welche durch die Privatschulung von Schülerinnen und Schülern anfallen, zu ergänzen. 
Absatz 3 sieht neu vor, dass die Schulaufsicht berechtigt ist, bei der bewilligten Privatschulung angemeldete Besuche durchzuführen. Eine der Bewilligungsvoraussetzungen für die Privatschulung ist nach dem neuen § 25 Abs. 1 Bst. c des Reglements zum Schulgesetz vom 10. Juni 1992 (BGS 412.112), welcher vom Bildungsrat per 1. August 2013 erlassen wird, die Zustimmung der Erziehungsberechtigten für eine jährliche Prüfung durch die Schulaufsicht, ob die gemäss den Lehrplänen vorgeschriebenen Lernziele erreicht werden. Die Schulaufsicht wird deshalb auch ermächtigt, diese Prüfungen anzuordnen. 
§ 10 Abs. 1 Bst. c, 2 und 3 - Elternbeiträge

Die Anpassungen in diesem Paragrafen in Absatz 1 - 3 sind zunächst terminologischer Art (Erziehungsberechtigte anstelle von Eltern). Hinzu kommt die Aufhebung von § 10 Abs. 1 Bst. c SchulV. Die Beiträge der Erziehungsberechtigten an die Betreuungskosten, worunter auch die Mittagsverpflegung fällt, sind in § 6 des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung (Kinderbetreuungsgesetz) vom 29. September 2005 (BGS 213.4) geregelt und können hier zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten ersatzlos aufgehoben werden.
§ 10a - Administrative Daten

Im Bericht und Antrag des Regierungsrates zur Änderung des Schulgesetzes (Bereinigung) vom 20. November 2012 (Vorlage Nr. 2198.1 - 14194) wurde zum neuen Paragrafen 23a Datenschutz bereits erläutert, welche Daten als administrative Daten nach § 23a Abs. 2 nSchulG zu verstehen sind. Es ist deshalb gerechtfertigt, in einem neuen § 10a SchulV diese Angaben festzuhalten. Diese Aufzählung der administrativen Daten ist abschliessend. 
§ 11bis Abs. 2 und 3 - Beiträge und § 13 Abs. 1 Bst. b und c - Aufgaben
Diese Änderungen sind lediglich terminologischer Art. Anstelle des Begriffes "Eltern" wird "Erziehungsberechtigte" verwendet. 

§ 14a - Privatschulung

Dieser Paragraf ist neu und umschreibt die Pflicht der Erziehungsberechtigten, bei einer Privatschulung einen Arzt oder eine Ärztin mit den Aufgaben eines Schularztes, einer Schulärztin zu beauftragen und sie oder ihn den massgebenden kantonalen Stellen mitzuteilen. 

§ 18 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 Bst. b und c -  Schulpsychologischer Dienst
Die Änderung von Abs. 2 Bst. b SchulV ist lediglich eine terminologische Anpassung (mündig statt volljährig). 

Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 Bst. c SchulV sind im Zusammenhang mit der Beratung des Schulpsychologischen Dienstes bei erzieherischen Fragestellungen zu präzisieren. Die Beratung der Erziehungsberechtigten steht immer in einem Zusammenhang mit der schulischen Situation. Die beiden bereits genannten Bestimmungen sind folglich dahingehend zu ergänzen, dass erzieherische Fragestellungen im Zusammenhang mit der schulischen Situation stehen. 
§ 19 Abs. 2 - Amt für Berufsberatung und § 22 Abs. 2 - Didaktisches Zentrum 
Diese Änderungen erfolgen ebenfalls nur aus terminologischen Gründen. Anstelle des Begriffes "Eltern" wird "Erziehungsberechtigte" verwendet. Ebenfalls wird der Begriff "Pädagogische Hochschule Zentralschweiz Zug" mit "Pädagogische Hochschule Zug" ersetzt. 
Titel 4a Lehrpersonen

§§ 23 und 23bis SchulV enthalten bereits Bestimmungen, welche die Lehrpersonen betreffen. Es ist deshalb gerechtfertigt, den entsprechenden Titel bereits hier einzufügen und nicht erst nach diesen beiden Paragrafen. 

§ 23 Abs. 2, 4, 5 und 6 - Lehrberechtigung

Nach § 45 Abs. 1 nSchulG ist zum Unterrichten berechtigt, wer im Besitze eines von der Pädagogischen Hochschule Zug ausgestellten Diploms (Bst. a), eines von der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren anerkannten kantonalen oder ausländischen Lehrdiploms (Bst. b) oder einer befristeten oder unbefristeten Lehrbewilligung ist (Bst. c). Auf Verordnungsstufe ist deshalb neu in § 23 zu regeln, wann eine Lehrperson über eine Lehrberechtigung verfügt. Die besonderen Bestimmungen zu unbefristeten bzw. befristeten Lehrbewilligungen, welche durch die Direktion für Bildung und Kultur erteilt werden, sind je in einem separaten Paragrafen festzuhalten. 
Die Änderung in Absatz 2 erfolgt aus terminologischen Gründen. Anstelle des Begriffes "Vorschulstufe" wird "Kindergartenstufe" verwendet.
Die in § 23 Abs. 4 SchulV erwähnte Liste der Direktion für Bildung und Kultur ist nicht mehr nötig, da das übergeordnete Schulrecht eindeutig festlegt, dass zum Unterrichten berechtigt ist, wer im Besitze eines von der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) anerkannten Diploms oder einer befristeten oder neu unbefristeten Lehrbewilligung der Direktion für Bildung und Kultur ist. Absatz 4 ist daher aufzuheben. 
Die Absätze 5 und 6 enthalten Bestimmungen zu den befristeten Lehrbewilligungen. Sie sind deshalb neu in § 23b SchulV zu finden, welcher die befristeten Lehrbewilligungen regelt. Hier sind sie aufzuheben.
§ 23a - Unbefristete Lehrbewilligungen

Die Direktion für Bildung und Kultur ist neu zuständig, unbefristete Lehrbewilligungen zu erteilen (§ 45 Abs. 1 Bst. c in Verbindung mit § 66 Abs. 3 Bst. i nSchulG). 
Wie im Bericht und Antrag des Regierungsrates zur Änderung des Schulgesetzes (Bereinigung) vom 20. November 2012 (Vorlage Nr. 2198.1 - 14194) dargelegt wurde, will der Regierungsrat eine unbefristete Lehrbewilligung in Ausnahmefällen ermöglichen. Unbefristete Lehrbewilligungen sollen an Lehrpersonen erteilt werden, welche (noch) nicht über ein stufen- und/oder fachädaquates Diplom verfügen. 
§ 23a SchulV legt die Voraussetzungen fest, unter welchen die Direktion für Bildung und Kultur berechtigt ist, eine unbefristete Lehrbewilligung zu erteilen. In allen vorgesehenen Fällen ist es nötig, dass es sich bei der gesuchstellenden Person um eine fachlich geeignete Lehrperson handelt. 
Bst. a ermöglicht die Erteilung einer unbefristeten Lehrbewilligung an eine Primar- oder Sekundarlehrperson, welche nicht für alle Fächer unterrichtsberechtigt ist, für den Unterricht in weiteren Fächern. 
Bst. b sieht vor, dass beispielsweise fachlich geeignete Primarlehr- bzw. Gymnasiallehrpersonen an den gemeindlichen Schulen auf der Sekundarstufe I unbefristet unterrichten können. 
Bst. c kommt für Lehrpersonen, welche über ein kantonales Lehrdiplom verfügen, welches aber nicht EDK anerkannt ist, zur Anwendung. Gemäss Urteil 2C_772/2009 des Bundesgerichts vom 31. August 2010 unterstehen kantonale Unterrichtsberechtigungen (z.B. kantonale Bewilligungen zur Berufsausübung und kantonale Lehrdiplome) dem Binnenmarktgesetz, auch wenn sie nicht von der EDK anerkannt sind. Inhaberinnen und Inhaber solcher Unterrichtsberechtigungen sind in Anwendung des Binnenmarktgesetzes in das Bewerbungsverfahren aufzunehmen, wobei weder ein Anspruch auf eine formale Anerkennung noch ein Anspruch auf Anstellung besteht. Es sind somit keine Gründe ersichtlich, weshalb diesen Lehrpersonen keine unbefristete Lehrbewilligung erteilt werden kann. 
Bst. d regelt die Erteilung von unbefristeten Lehrbewilligungen an Lehrpersonen mit einem ausländischen Lehrdiplom, welche an einer fremd- oder zweisprachigen Privatschule im Kanton Zug unterrichten. Die EDK kann gestützt auf die Interkantonale Vereinbarung über die Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen vom 18. Februar 1993 (BGS 411.2) ausländische Diplome anerkennen. Weil Lehrpersonen über eine sehr hohe - nahezu muttersprachliche - Kompetenz in der Schulsprache (lokale Sprache, in der an der Schule unterrichtet wird) verfügen müssen, verlangt die EDK von den Gesuchstellerinnen und Gesuchstellern ein international anerkanntes Sprachdiplom in Deutsch, Französisch oder Italienisch auf dem Niveau C 2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GER). Für Lehrpersonen der Sekundarstufe I und II, die ausschliesslich eine Nicht-Landessprache (z.B. Englisch, Spanisch) als Fremdsprache unterrichten, genügt ein internationales Sprachdiplom für eine Landessprache auf dem Niveau B2 des GER. Die im Kanton Zug an den zwei- oder fremdsprachigen Privatschulen tätigen ausländischen Lehrpersonen sind meistens nicht in der Lage, diese Sprachnachweise zu erwerben. Deshalb soll es möglich sein, in diesen Fällen ebenfalls eine unbefristete Lehrbewilligung, welche auf den Unterricht an diesen Privatschulen beschränkt ist, erteilen zu können.
Die Direktion für Bildung und Kultur entscheidet über die unbefristete Lehrbewilligung gestützt auf ein Gesuch der betreffenden Lehrperson. Gemäss § 23 Abs. 1 Ziffer 1 des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz) vom 1. April 1976 (VRG; BGS 162.1) trägt im erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren die Partei die Kosten, welche die Amtshandlung in ihrem eigenen Interesse beantragt. Der gesuchtellenden Lehrperson sind somit die Kosten für die unbefristete Lehrbewilligung (Berufsausübungsbewilligung) in Rechnung zu stellen.
§ 23b - Befristete Lehrbewilligungen

Materiell ist dieser Paragraf nicht neu. Er setzt sich aus dem bisherigen § 23 Abs. 5 und 6 SchulV zusammen. 

Auch im Zusammenhang mit der befristeten Lehrbewilligung ist darauf hinzuweisen, dass nach § 23 Abs. 1 Ziffer 1 VRG die Kosten für eine von der Direktion für Bildung und Kultur ausgestellte befristeten Lehrbewilligung in Rechnung zu stellen sind. 

23bis Abs. 1 und 2 - Entzug der Lehrberechtigung

Absatz 1 ist neu in § 45a Abs. 1 nSchulG geregelt und deshalb auf Verordnungsstufe aufzuheben. Nach der Aufhebung von Absatz 1 ist Absatz 2 mit "Die Direktion für Bildung und Kultur" zu ergänzen. 
§ 24 Abs. 1 - Lehrerberatung

Die Organisation der Lehrerberatung kann nicht vom "Rektorat" vorgenommen werden, weshalb dafür die Rektorin oder der Rektor zuständig ist. 
§ 25 - Kantonale Lehrerweiterbildungskurse
Die Weiterbildung der Lehrpersonen wurde bis anhin gestützt auf eine Leistungsvereinbarung zwischen dem Kanton Zug und den Schulen St. Michael AG von der PHZ Zug als unentgeltliche Kurse angeboten. Mit der Gründung der PH Zug als öffentlich-rechtliche Anstalt per 1. August 2013 geht diese Aufgabe vollumfänglich auf sie über. Entsprechende Bestimmungen sind in den für die PH Zug massgebenden Rechtserlassen zu regeln und folglich ist § 25 SchulV aufzuheben.
§ 27 Abs. 1 - Schulkommission
Diese Änderung erfolgt ebenfalls nur aus terminologischen Gründen. Anstelle des Begriffes "Eltern" wird "Erziehungsberechtigte" verwendet.
§ 35 Abs. 1 - Kantonsbeiträge

Wenn eine Gemeinde Kinder zur Erfüllung der Schulpflicht einer Privatschule zuweist, gewährt der Kanton der Gemeinde die Normpauschale (§ 78 Abs. 1 nSchulG). Nachdem dieser Sachverhalt bereits auf Gesetzesstufe geregelt ist, kann Absatz 1 aufgehoben werden. 

Inkrafttreten
Die Änderung des Schulgesetzes soll am 1. August 2013 (Beginn des Schuljahres 2013/14) in Kraft treten, weshalb auch die vorliegende Änderung auf diesen Zeitpunkt hin in Kraft treten soll. 
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